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Landkreis in-
tern 

   

Nr. 6 
Amt 60 Bauamt  
Abt- 60.2 untere 
Wasserbehörde 
 

Hinweis: 
Das Naturschutzgebiet Schwarzes Meer liegt in der Wasserschutzzone III B des Wasser-
werkes Kleinhorsten. Die Schutzzonenverordnung vom 21.01.1972 sowie die Verordnung 
über Schutzbestimmungen in Wasserschutzgebieten (SchuVO) vom 09.11.2009 sind zu 
beachten. 

  
 
Zur Kenntnis 
genommen 
 
 
 

Träger öffentli-
cher Belange 

   

Nr. 26 
Oldenburgisch-
Ostfriesischer 
Wasserverband 
(OOWV) 
 

Im Bereich der geplanten Maßnahme befinden sich Versorgungsanlagen des OOWV.  
Diese dürfen weder durch Hochbauten noch durch eine geschlossene Fahrbahndecke, 
außer in Kreuzungsbereichen, überbaut werden. 
 
Bei der Erstellung von Bauwerken sind gemäß DVGW Arbeitsblatt W 400-1 
Sicherheitsabstände zu den Versorgungsleitungen einzuhalten. Außerdem weisen wir 
darauf hin, dass die Versorgungsleitungen nicht mit Bäumen überpflanzt werden dürfen. 
Um für die Zukunft sicherzustellen, dass eine Überbauung der Leitungen nicht stattfinden 
kann, werden Sie gebeten, ggf. für die betroffenen Leitungen ein Geh-, Fahr- und 
Leitungsrecht einzutragen.  
 
Sofern sichergestellt ist, dass durch die geplanten Änderungen die Versorgungsanlagen des 
OOWV weder freigelegt, überbaut, bepflanzt noch sonst in ihrer Funktion gestört werden 
und zum Zwecke der Unterhaltung erreichbar bleiben, haben wir gegen das oben genannt 
Vorhaben keine Bedenken. 
 
Evtl. Sicherungs- und Umlegungsarbeiten können nur zu Lasten des Veranlassers oder 
nach den Kostenregelungen bestehender Verträge durchgeführt werden.  
 
Die Einzeichnung der vorhandenen Versorgungsleitungen in dem anliegenden Lageplan ist 
unmaßstäblich. Die genaue Lage gibt Ihnen der Dienststellenleiter Herr Söhlke von 
unserer Betriebsstelle Harlingerland, Tel.-Nr.: 04977-919211, in der Örtlichkeit an. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Versorgungsanlagen des OOWV sind von Maß-
nahmen der Schutzverordnung nicht berührt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis 
genommen 
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Nr. 27 
EWE NETZ 
GmbH 

Im Plangebiet befinden sich Versorgungleitungen und Anlagen der EWE NETZ GmbH. 
 
Diese Leitungen und Anlagen sind in ihren Trassen (Lage) und Standorten (Bestand) 
grundsätzlich zu erhalten und dürfen weder beschädigt, überbaut, überpflanzt oder ander-
weitig gefährdet werden. Bitte stellen Sie sicher, dass diese Leitungen und Anlagen durch 
Ihr Vorhaben weder technisch noch rechtlich beeinträchtigt werden. 
 
Sollte sich durch Ihr Vorhaben die Notwendigkeit einer Anpassung unserer Anlagen, wie 
z.B. Änderungen, Beseitigung, Neuherstellung der Anlagen an anderem Ort (Versetzung) 
oder anderer Betriebsarbeiten ergeben, sollen dafür die gesetzlichen Vorgaben und die an-
erkannten Regeln der Technik gelten. Gleiches gilt auch für die Neuherstellung, z.B. Be-
reitstellung eines Stationsstellplatzes. Die Kosten der Anpassungen bzw. Betriebsarbeiten 
sind von dem Vorhabenträger vollständig zu tragen und der EWE NETZ GmbH zu erstat-
ten, es sei denn der Vorhabenträger und die EWE NETZ GmbH haben eine anderslautende 
Kostentragung vertraglich geregelt. 

 
 
 
Die Versorgungsanlagen der EWE sind von Maß-
nahmen der Schutzverordnung nicht berührt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Zur Kenntnis 
genommen 
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Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Bedenken oder Anregungen vorzubringen. 
 
Unsere Netze werden täglich weiterentwickelt und verändern sich dabei. Dies kann im be-
treffenden Planbereich über die Laufzeit Ihres Verfahrens/Vorhabens zu Veränderungen 
im zu berücksichtigenden Leitungs- und Anlagenbestand führen. Wir freuen uns Ihnen ei-
ne stets aktuelle Anlagenauskunft über unser modernes Verfahren der Planauskunft zur 
Verfügung stellen zu können – damit es nicht zu Entscheidungen auf Grundlage veralteten 
Planwerkes kommt. Bitte informieren Sie sich deshalb gern jederzeit über die genaue Art 
und Lage unserer zu berücksichtigenden Anlagen über unsere Internetseite 
https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen. 
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Nr. 28  
Avacon Netz 
GmbH 

Im Anfragebereich befinden sich keine Versorgungsanlagen von Avacon Netz GmbH/ Pu-
rena GmbH / WEVG GmbH & Co KG. 
Bitte beachten Sie, dass die Markierung dem Auskunftsbereich entspricht und dieser ein-
zuhalten ist. 
26446 Friedeburg OT Marx 

  

Nr. 31 
Deutsche Tele-
kom Technik 
GmbH 
 

Von der o.g. Planung sind Telekommunikationslinien der Telekom betroffen. Ihre Lage ist 
aus dem beigefügten Plan ersichtlich. 
 
Die Durchführung der erforderlichen Betriebsarbeiten an den Telekommunikationslinien 
ist jederzeit sicherzustellen. 
Wir bitten deshalb, einen entsprechenden Hinweis (Kabellage, Unterhaltungsarbeiten) in 
die Verordnung aufzunehmen. 
 

Die Versorgungsanlagen der Telekom sind von Maß-
nahmen der Schutzverordnung nicht berührt. 
 
In der VO ist dieser Aspekt in § 4 Abs. 2 Ziffer 5 be-
rücksichtigt. 
 
 
 

 
 
 
Zur Kenntnis 
genommen 
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Nr. 38 
Landesamt für 
Bergbau, Energie 
und Geologie 
(LBEG) 
 

Aus Sicht des Fachbereiches Geologie/Boden wird zu o.g. Vorhaben wie folgt Stellung 
genommen: 
Um spätere Missverständnisse zu vermeiden, müssen unter „Freistellungen“ die Begehung 
und Durchführung geowissenschaftlicher Untersuchungen zum Zweck der amtlichen Geo-
logischen Landesaufnahme (Sondierbohrungen, flache Schürfe, …) aufgenommen werden. 
Diese Aktivitäten müssen auch ohne die vorherige Einholung von Erlaubnissen grundsätz-
lich genehmigt sein. Wir empfehlen die Verwendung des Satzes „Freigestellt sind: Maß-
nahmen zur Durchführung geowissenschaftlicher Untersuchungen zum Zwecke der amt-
lich geologischen und bodenkundlichen Landesaufnahme“. 
Weitere Anregungen oder Bedenken aus Sicht unseres Hauses bestehen unter Bezugnahme 
auf unsere Belange nicht. 
 

§ 4 Abs. 2 Ziffer 3 enthält eine Freistellung für die 
Durchführung von Maßnahmen zur wissenschaftli-
chen Forschung und Lehre. Die vorherige Anzeige 
bei der Naturschutzbehörde und Zustimmung stellt 
lediglich sicher, dass die Maßnahmen auf den 
Schutzzweck des NSG abgestimmt sind. Eine weitere 
Freistellung ist nicht erforderlich. 
Im Schutzgebiet kommen teilweise kleinflächig ver-
schiedene seltene und geschützte Pflanzenarten vor. 
Um diese Standorte nicht zu gefährden ist eine vorhe-
rige Anzeige von Erdarbeiten dringend erforderlich. 
 

Wird nicht 
berücksichtigt 

Nr. 39 
Niedersächsische 
Landesbehörde 
für Straßenbau 
und Verkehr 
(NLStBV) 

Das geplante Naturschutzgebiet grenzt an die Südwestseite der Bundesstraße Nr. 437, de-
ren Belange die NLStBV-GB Aurich vertritt. Ich gehe davon aus, dass der Geltungsbe-
reich nicht das Straßengrundstück der B 437 (auch nicht teilweise) umfasst. 
 
Seitens der NLStBV-GB Aurich bestehen gegen die geplante Verordnung über das Natur-
schutzgebiet „Schwarzes Meer“ keine Bedenken. 
 
Nach Abschluss des Verfahrens bitte um Übersendung einer Kopie Ihrer Verordnung für 
meine Akte. 

Das Straßengrundstück der B 437 ist vom Geltungs-
bereich der Schutzverordnung nicht berührt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zur Kenntnis 
genommen 

Nr. 40 
NLKWN  
Gewässerkundli-
cher Landes-
dienst 

Nach Durchsicht der eingereichten Unterlagen bestehen seitens des Gewässerkundlichen 
Landesdienstes (GDL) keine Anmerkungen zu dem Verordnungsentwurf, der beigefügten 
Begründung und den dazugehörigen Karten zum Naturschutzgebiet „Schwarzes Meer“. 
Die mit dem Verordnungsentwurf formulierten Zielsetzungen des Naturschutzes entspre-
chen in gewässerökologischer Hinsicht weitestgehend denen der Wasserwirtschaft. Be-
grüßt werden die Schutzvorschriften zum Erhalt des Oberflächengewässers in einem öko-
logisch wertvollen Zustand, insbesondere § 3, Abs. 1, Sätze 9, 10, 14 sowie § 4, Abs. 3, 
Sätze 1, 2, 4, 5 und 9. Maßnahmen zur Pflege und Entwicklung gem. § 7 sollten möglichst 
regelmäßig durchgeführt werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis 
genommen 
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Nr. 42 
NLKWN  
Geschäftsbereich 
IV (Natura 2000) 
und Geschäftsbe-
reich VII (Bio-
top- und Pflan-
zenartenschutz) 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
In Klammern gesetzte botanische Namen werden 
kursiv gesetzt 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Einwand trifft zu 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird berück-
sichtigt 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird berück-
sichtigt 
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LRT 3110 ist definitiv kein prioritärer LRT 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wurde in der Begründung bereits aufgenommen, 
dass bei fortschreitender Sukzession eine Entwick-
lung zum LRT 3160 möglich ist. 
 
Da der LRT 9190 mit Erhaltungszustand D kartiert 
wurde ist dieser als LRT nicht signifikant und nicht 
aufzuführen. 
 
 
Ist korrekt 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wird berück-
sichtigt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird berück-
sichtigt 
 
Wird berück-
sichtigt 
 
 
 
 
Ist bereits be-
rücksichtigt 
 
 
Wird berück-
sichtigt 
 
 
 
Wird berück-
sichtigt 
 
 
 
 
 
Wird berück-
sichtigt 



Anregungen und 
Bedenken von 

Inhalt der Einlassung 
Öffentliche Beteiligung zur Neufassung der NSG-VO „Schwarzes Meer“ 

Abwägung Ergebnis 

 

 
 
 

10

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird berück-
sichtigt 
 
 
 



Anregungen und 
Bedenken von 

Inhalt der Einlassung 
Öffentliche Beteiligung zur Neufassung der NSG-VO „Schwarzes Meer“ 

Abwägung Ergebnis 

 

 
 
 

11

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Nr. 45 
Landwirtschafts-
kammer Nieder-
sachsen, Bezirks-
stelle Ostfries-
land  
 

Das o.g. Naturschutzgebiet hat eine Größe von ca. 17 ha. Die Fläche befindet sich nach 
unserer Kenntnis im Besitz des NABU. Ein Teil der im Naturschutzgebiet befindlichen 
Flächen wird als Grünland extensiv genutzt. 
 
Aus landwirtschaftlicher Sicht bleibt anzumerken, dass die an das Naturschutzgebiet an-
grenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen durch die vorgesehenen Maßnahmen im 
Rahmen des o.g. Unterschutzstellungsverfahrens in ihrer ordnungsgemäßen Bewirtschaf-
tung nicht eingeschränkt bzw. behindert werden dürfen. 
 

Gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 9 ist das Düngen und Kalken 
sowie der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln auf ei-
nem Pufferstreifen von 10 m auf der westlich des 
NSG angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flä-
che verboten. 
Der Eigentümer der landwirtschaftlichen Fläche hat 
sich nicht geäußert. 
In Naturschutzgebieten sind nach Maßgabe näherer 
Bestimmungen alle Handlungen verboten, die zu ei-
ner Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des 
NSG oder seiner Bestandteile oder zu einer nachhal-
tigen Störung führen können. Dieses ist als generelles 
Veränderungsverbot zu verstehen, welches sich nicht 
nur auf Handlungen im NSG bezieht, sondern auch 
auf solche, die von außen in das Gebiet hineinwirken 
und entsprechende Veränderungen bewirken. 
Handlungsempfehlungen zum Erhalt der prioritären 
LRT 6230 –Artenreicher Borstgrasrasen nennen als 
Erhaltungsmaßnahme die Schaffung einer Pufferzone 
von mindestens 10 m ohne Einsatz von Düngemitteln 

 
 
 
 
Wird nicht 
berücksichtigt 
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und Pestiziden, um die Gefahr der Beeinträchtigung 
durch Nähr- und Schadstoffeinträge zu vermeiden. 

 
 

Nr. 46 
Ostfriesische 
Landschaft Au-
rich 

Gegen das o.g. Vorhaben bestehen aus Sicht der archäologischen Denkmalpflege keine 
Bedenken. 
 
Sollten bei den vorgesehenen Bau- und Erdarbeiten archäologische Kulturdenkmale (Bo-
den- und Baudenkmale) festgestellt werden, sind diese unverzüglich der unteren Denkmal-
schutzbehörde oder uns zu melden. 
 
Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf das Nieders. Denkmalschutzgesetz vom 
30.05.1978 (Nds. GVBl. S. 517), sowie die Änderung vom 26.05.2011 (Nds. GVBl. S. 
135), § 14, wonach der Finder und der Leiter von Erdarbeiten verpflichtet sind, Bodenfun-
de anzuzeigen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zur Kenntnis 
genommen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Nr. 48 
Niedersächsische 
Landesforsten, 
Forstamt Neuen-
burg 
 

Eine Luftbildauswertung sowie der SDB zum FFH-Gebiet Schwarzes Meer zeigen, dass 
im geplanten NSG etwa 4,5 ha Wald i.S. des § 2 (3) des Niedersächsischen Gesetzes über 
den Wald und die Landschaftsordnung (NWaldLG) liegen. Davon ca. 0,65 ha als Lebens-
raumtyp (LRT) 9190 nach Anhang I der FFH Richtlinie. Die Einstufung der Repräsentati-
vität mit „D“ zeigt, dass es sich beim LRT 9190 nicht um einen für das Gebiet wertbe-
stimmenden LRT handelt. 
 
Zu § 4 (4) der VO, Freistellung der natur- und landschaftsverträglichen Forstwirtschaft: 
Nr. 2: 
Die Formulierung „die natur- und landschaftsverträgliche Forstwirtschaft“ sollte zur 
Rechtsklarheit durch folgenden Wortlaut ersetzt werden „die ordnungsgemäße Forstwirt-
schaft i.S. des § 5 (3) BNatSchG und des § 11 NWaldLG…“. Die Nr. 1 wäre damit ent-
behrlich. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Analog zu § 4 Abs. 3 Freistellung der ordnungsge-
mäßen landwirtschaftlichen Bodennutzung wird der 
Änderungsvorschlag aufgegriffen. 
Nr. 2 wird geändert  
Nr. 1 wird zur Klarstellung beibehalten 
 

 
 
 
 
 
 
 
Wird teilwei-
se berücksich-
tigt 
 
 
 

 


